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Mündlicher Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaftspolitik 
(21. Ausschuß) 

über den von den Fraktionen der CDU/CSU, SPD, FDP, 
GB/BHE, DP eingebrachten Entwurf eines Gesetzes über 
den Abschluß der Investitionshilfe der gewerblichen Wirt- 
schaft (Investitionshilfe-Schlußgesetz) 

— Drucksache 996 — 

und über den Antrag der Abgeordneten Raestrup, Stüdc- 
len, Spies (Emmenhausen), Dr. Dollinger und Genossen 
betr. Rückerstattung aus dem Investitionshilfe- 
Aufkommen 

— Drucksache 676 — 

Berichterstatter; 

Abgeordneter Dr. Starke 

Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. dem Gesetzentwurf — Drucksache 996 — mit den aus der nach- 
stehenden Zusammenstellung ersichtlichen Änderungen zuzu- 
stimmen; 

2. den Antrag — Drucksache 676 — durch die Beschlußfassung zu 
Nr. 1 für erledigt zu erklären. 

Bonn, den 12. Januar 1955 

Der Ausschuß für Wirtschaftspolitik 

Naegel Dr. Starke 

Vorsitzender Berichterstatter 


Drudt: Bonner Universitäts-Budidrudjerei Gebr. Sdieur, Bonn 
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Zusammenstellung 

des von den Fraktionen der CDU/CSU, SPD, FDP, GB/BHE, DP 
eingebraditen Entwurfs eines Gesetzes über den Abschluß der 
Investitionshilfe der gewerblichen Wirtsdiaft 
(Investitionshilfe-Schlußgesetz) 

— Drucksache 996 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Wirtsdiaftspolitik 

(21. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 
über den Abschluß der Investitionshilfe der 
gewerblichen Wirtschaft 
(Investitionshilfe-Schlußgesetz) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

ERSTER ABSCHNITT 

Beendigung der Aufbringung der 
Investitionshilfe 

§ 1 

Anderweitige Festsetzungen des Aufbrin- 
gungsbetrages nach § 15 Abs. 2 des Gesetzes 
über die Investitionshilfe der gewerblichen 
Wirtschafl vom 7. Januar 1952 (Bundesge- 
setzbl. I S, 7) 

in der Fassung des Gesetzes zur Änderung 
des Gesetzes über die Investitionshilfe der 
gewerblichen Wirtschaft vom 22. August 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 585), des Zwei- 
ten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes 
über die Investitionshilfe der gewerblichen 
Wirtschaft vom 30. März 1953 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 107), des Gesetzes zur Ergän- 
zung des Ersten Gesetzes zur Förderung 
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Entwurf eines Gesetzes 
über den Abschluß der Investitionshilfe der 
gewerblichen Wirtsdiaft 
(Investitionshilfe-Schlußgesetz) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen; 

ERSTER ABSCHNITT 

Beendigung der Aufbringung der 
Investitionshilfe 

§1 

(1) Festsetzungen des Aufbringungsbetrages 
nach § 15 Abs. 1 des Investitionshilfegesetzes 
finden nach dem 28. Februar 1955 nicht mehr 
statt. Die bis zu diesem Zeitpunkt vorgenom- 
menen Festsetzungen sind endgültig, auch 
wenn sie lediglich auf vorläufigen Angaben 
oder Ermittlungen oder auf Schätzungen be- 
ruhen oder mit einem Vorbehalt versehen 
sind, Aufbringungserklärungen, die nach In- 
krafttreten dieses Gesetzes abgegeben werden, 
sind für die Höhe des Aufbringungsbetrages 
ohne Bedeutung; für die bis zu diesem Zeit- 
punkt abgegebenen Aufbringungserklärungen 
gilt Satz 2 entsprechend. 
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Entwurf 


des Kapitalmarkts vom 15. Mai 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 190) und des Gesetzes 
zur Änderung steuerlicher Vorschriften und 
zur Sicherung der Haushaltsführung vom 
24. Juni 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 413) 
— Investitionshilfegesetz — , 
die nach Inkrafttreten dieses Gesetzes statt- 
finden, sowie Rechtsmittelentsdieidungen, die 
nach dem 31. März 1955 ergehen, sind nur 
noch für die Erstattung von Verzugszuschlä- 
gen von Bedeutung. Unberührt bleibt die 
Verpflichtung zur Zahlung eines V erzugszu- 
schlages im Falle der anderweitigem Fest- 
setzung des Aufbringungsbetrages, soweit 
diese auf Umständen beruht, die den Tatbe- 
stand einer strafbaren Handlung des Auf- 
bringungsschuldners begründen. 

Aufbringungsbeträgc und Verzugszu- 
schläge, deren Beitreibung keine hinreichende 
Aussicht auf Erfolg verspricht, sind vom 
Finanzamt spätestens bis zum 31. Dezember 
1955 endgültig niederzuschlagen. 

§ d 

Aufbringungsbeträge und Verzugszu- 
schläge, die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes 
noch gestundet sind, werden spätestens am 
28. Februar 1955 fällig; dies gilt nicht für 
die im Hinblick auf ein Rechtsmittel ge- 
währten Stundungen. Das Finanzamt hat 
vor der Beitreibung zu prüfen, ob die Vor- 
aussetzungen für eine Stundung nach § 20 
Abs. 1 Buchstabe a oder b des Investitions- 
hilf egesetzes noch fortdauern; in diesem Falle 
ist der Aufbringungsbetrag von Amts wegen 
zu erlassen. 

§4 

(1) Ein Erlaß des Aufbringungsbetrages 
nach § 21 Abs. 2 des Investitionshilfegesetzes 
kann nur bis zum 31. März 1955 beantragt 
werden. 

(2) Ein auf Grund des § 21 Abs, 2 des In- 
vestitionshllfegesetzes verfügter Erlaß wird 
hinfällig, wenn der Aufbringungsschuldner 
nicht nachweist, daß der erlassene Betrag für 
die In der Bescheinigung des Bundesministers 
für Wirtschaft bezeichneten Investitionen 
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(2) Anderweitige Festsetzungen des Auf- 
bringungsbetrages nach § 15 Abs. 2 des In- 
vestitionshilfegesetzes werden nach Inkraft- 
treten dieses Gesetzes nicht mehr vorgenom- 
men. 

(3) Erstattungsansprüche nach § 17 Satz 2 
des Investitionshilfegesetzes können nach dem 
31. Dezember 1955 nicht mehr geltend ge- 
macht werden. 


siehe § 4 


§2 

Aufbringungsbeträge und Verzugszu- 
schläge, die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes 
noch gestundet sind, werden spätestens am 
31. März 1955 fällig. Der Aufbringungsbetrag 
ist auf Antrag zu erlassen, wenn die Voraus- 
setzungen für eine Stundung nach § 20 Abs. 1 
Buchstabe a oder b des Investitlonshilfegeset- 
zes noch nachhaltig fortdauern; eines Vor- 
schlages des in § 20 Abs. 2 des Investitions- 
hilfegesetzes genannten Ausschusses bedarf es 
nicht. 


§3 

(1) unverändert 


(2) unverändert 
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Entwurf 


verwendet worden ist. Der Nachweis ist ge- 
genüber der für die Wirtschaft zuständigen 
obersten Landesbehörde innerhalb von drei 
Monaten nach dem Ablauf der in der Be- 
scheinigung angegebenen Frist zur Durchfüh- 
rung der Investitionen, in Ermangelung einer 
solchen bis zum 30. Juni 1955 zu führen. 
Wird der Nachweis nicht rechtzeitig geführt, 
so gilt der erlassene Betrag als bis zum Ab- 
lauf der in der Bescheinigung angegebenen 
Frist, in Ermangelung einer solchen als bis 
zum 31. März 1955 gestundet, es sei denn, 
daß der Aufbringungsschuldner die Verwen- 
dung vorsätzlich oder grob fahrlässig unter- 
lassen hat. 

siehe § 2 


ZWEITER ABSCHNITT 

Ermäßigung der Verzugszuschläge 

§ 5 

(1) Ein in Verzug geratener Aufbringungs- 
schuldner hat an Stelle der in § 16 des Inve- 
stitionshilfegesetzes vorgesehenen Sätze für 
jeden angefangenen Monat des Verzugs einen 
Verzugszuschlag in Höhe von dreiviertel 
vom Hundert des nicht rechtzeitig entrich- 
teten Betrages zu zahlen. 

(2) Bereits festgesetzte Verzugszuschläge 
sind entsprechend zu ermäßigen; ein hiernach 
zuviel gezahlter Zuschlag ist zu erstatten. 


DRITTER ABSCHNITT 

Behandlung des eine Milliarde Deutsche Mark 
übersteigenden Aufkommens aus der 
Investitionshilfe 

§ 6 

(1) Soweit die gezahlten Aufbringungsbe- 
träge eine Milliarde Deutsche Mark überstei- 
gen, sind sie von dem Sondervermögen (§ 23 
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§4 

Aufbringungsbeträge und Verzugszu- 
schläge werden nach dem 31. Dezember 1955 
nicht mehr beigetrieben. 


ZWEITER ABSCHNITT 

Ermäßigung der Verzugszuschläge 

§5 

(1) unverändert 


(2) Bereits festgesetzte Verzugszuschläge 
sind entsprechend zu ermäßigen; ein hiernach 
zuviel gezahlter Zuschlag ist vom Industrie- 
kreditbank-Sondervermögen Investitionshilfe 
zu erstatten. 

DRITTER ABSCHNITT 

Behandlung des eine Milliarde Deutsche Mark 
übersteigenden Aufkommens aus der 
Investitionshilfe 

§6 

(1) Soweit die gezahlten Aufbringungs- 
beträge eine Milliarde Deutsche Mark über- 
steigen, sind sie von dem Sondervermögen 
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Abs. 1 des Investitionshilfegesetzes) in Ab- 
weichung von §§ 29, 30 des Investitions- 
hilfegesetzes zur Zeichnung von Schuldver- 
schreibungen zu verwenden, die das Kredit- 
institut (§ 5 Abs. 1 des Investitionshilfege- 
setzes) unbeschadet seiner sich aus § 31 des 
Investitionshilfegesetzes ergebenden Ver- 
pflichtung auszugeben hat; für die Ausstat- 
tung der Schuldverschreibungen gilt § 31 
Satz 1 des Investitionshilfegesetzes sinnge- 
mäß. 

(2) Soweit die Schuldverschreibungen des 
Kreditinstituts unter Verwendung der bis 
zum 30. Juni 1955 gezahlten Aufbringungs- 
beträge gezeichnet werden, stehen sie Wert- 
papieien im Sinne des § 32 des Investitions- 
hilfegesetzes gleich. Die übrigen vom Sonder- 
vermögen gezeichneten Schuldverschreibun- 
gen des Kreditinstituts werden den Erwerbs- 
berechtigten, die erst nadi dem 30. Juni 1955 
einen Anspruch auf Lieferung von Wertpa- 
pieren erwerben, innerhalb von zwei Mona- 
ten nach Erwerb des Anspruchs ohne Über- 
nahmeangebot zugeteilt; § 32 Abs. 5 und 6 
des Investitionshilfegesetzes ist anzuwenden. 

(3) Die dem Kreditinstitut auf Grund des 
Absatzes 1 zufließenden Beträge sind von 
ihm als Kredite an Unternehmen der ge- 
werblichen Wirtschaft zu vergeben, die den 
in § 1 des Investitionshilfegesetzes genann- 
ten Wirtschaftszweigen nicht angehören; 
hierbei sind kleine und mittlere Unterneh- 
men bevorzugt zu berücksichtigen. 

5 7 

Reichen bei einer nach Inkrafttreten dieses 
Gesetzes stattfindenden Zuteilung von Wert- 
papieren die vorhandenen Wertpapiere nicht 
aus, um alle Üb er nähme angeb ote zu berück- 
sichtigen y so sind Erwerbsberechtigte y die 
einen Anspruch auf Lieferung von Wertpa- 
pieren im Gegenwert von mehr als dreitau- 
send Deutsche Marky jedoch nicht mehr als 
fünftausend Deutsche Marky habeny unbe- 
schadet § 32 Abs, 2 Satz 2 und Abs. 4 Satz 2 
des Investitionshilfegesetzes bevorzugt zu be- 
rücksichtigen. 

5^ 

§ 35 des Investitionshilfegesetzes erhält 
folgende Fassung: 
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(§ 23 Abs. 1 des Investitionshilfegesetzes) In 
Abweichung von §§ 29, 30 des Investitlons- 
hllfegesctzes zur Zeichnung von Schuldver- 
schreibungen zu verwenden, die das Kredit- 
institut (§ 5 Abs. 1 des Investitionshilfe- 
gesetzes) unbeschadet seiner sich aus § 31 des 
Investitionshilfegesetzes ergebenden Ver- 
pflichtung auszugeben hat; für die Ausstat- 
tung der Schuldverschreibungen gilt § 31 
Abs. 1 Satz 1 des Investitionshilfegesetzes 
sinngemäß. 

(2) Soweit die Schuldverschreibungen des 
Kreditinstituts unter Verwendung der bis 
zum 31. Mai 1955 gezahlten Aufbringungs- 
beträge gezeichnet werden, stehen sie Wert- 
papieren Im Sinne des § 32 des Investitions- 
hilfegesetzes gleich. Die übrigen vom Sonder- 
vermögen gezeichneten Schuldverschreibun- 
gen des Kreditinstituts werden den Erwerbs- 
berechtigten, die erst nach dem 31. Mai 1955 
einen Anspruch auf Lieferung von Wert- 
papieren erwerben, innerhalb von zwei Mo- 
naten nach Erwerb des Anspruchs, erstmalig 
jedoch zum 30, September 1955, ohne Über- 
nahmeangebot zugeteilt; § 32 Abs. 5 und 6 
des Investitionshilfegesetzes ist anzuwenden. 

(3) unverändert 


§7 

entfällt 


s 1 c li c § 9 
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35 

(1) Ein nicht in Wertpapieren angelegter 
Rest des Sondervermögens ist unbesdiadet 
der Vorschriften der §§ 12 Abs. 2, 24 Abs. 7 
und 34 Abs. 1 und 3 im Haushalt des Bun- 
desministers für Wirtschaft zu vereinnahmen 
und nach Maßgabe des Absatzes 2 zu ver- 
wenden. Mit der Vereinnahmung erlischt das 
Sondervermögen. 

(2) Die in Absatz 1 bezeichneten Mittel 
sind bis zum Ablauf des dritten auf die Ver- 
einnahmung folgenden Haushaltsjahres als 
Zuschüsse für wirtschaftsnahe Forschungsauf- 
gaben an deren Träger zu vergebend 

§9 

Bei den Zinsen aus den in § 6 Abs. 1 be- 
zeichneten Schuldverschreibungen wird die 
Einkommensteuer (Körperschaftsteuer) durch 
Abzug vom Kapitalertrag (Kapitalertrag- 
steuer) erhoben. Die Kapitalertragsteuer be- 
trägt 30 vom Hundert der Zinsen, wenn die 
Voraussetzungen des § 43 Abs. 1 Ziff. 5 
Buchstaben a bis c des Einkommensteuerge- 
setzes in der Fassung vom 15. September 
1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1355) erfüllt sind. 
Durch den Steuerabzug sind die Einkommen- 
steuer (Körperschaftsteuer), die Abgabe Not- 
opfer Berlin und die Gewerbeertragsteuer 
abgegolten, wenn die Haftung des Steuer- 
pflichtigen erloschen ist. § 44 Abs. 3 bis 5 
und § 46 a Satz 2 und 3 des Einkommen- 
steuergesetzes und § 20 Satz 2 des Körper- 
schaftsteuergesetzes in der Fassung vom 
13. April 1954 (Bundesgesetzbl. I S. 97) sind 
entsprechend anzuwenden. 


siche § 8 


§ 8 

Bei den Zinsen aus den nach § 31 des Inve- 
stitionshilfegesetzes auszugebenden und aus 

den in § 6 Abs. 1 bezeichneten Schuldver- 
schreibungen wird die Einkommensteuer 
(Körperschaftsteuer) durch Abzug vom Kapi- 
talertrag (Kapitalertragsteuer) erhoben, wenn 
die Voraussetzungen des § 43 Abs. 1 Ziff. 5 
Buchstaben a bis c des Einkommensteuer- 
gesetzes in der Fassung vom 15. September 
1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1355) erfüllt sind. 
Die Kapitalertragsteuer beträgt 30 vom Hun- 
dert der Zinsen. Durch den Steuerabzug 
sind die Einkommensteuer (Körperschaft- 
steuer), die Abgabe „Notopfer Berlin** und 
die Gewerbeertragsteuer abgegolten, wenn die 
Haftung des Steuerpflichtigen erloschen ist. 
§ 44 Abs. 3 bis 5 und § 46 a Satz 2 und 3 des 
Einkommensteuergesetzes und § 20 Satz 2 
des Körperschaftsteuergesetzes in der Fassung 
vom 13. April 1954 (Bundesgesetzbl. I S. 97) 
sind entsprechend anzuwenden. 


VIERTER ABSCHNITT 

Erlösdien des Sondervermögens 

§9 

Aus einem nicht in Wertpapieren angeleg- 
ten Rest des Sondervermögens sind unbe- 
schadet der Vorschriften der §§ 12 Abs. 2, 
24 Abs. 7 und 34 Abs. 1 und 3 des Investi- 
tionshilfegesetzes in Abweichung von § 35 des 
Investitionshilfegesetzes die dem Kreditinsti- 
tut bei der Begebung von Sdiuldversdirei- 
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bungen gemäß § 6 Abs. 1 dieses Gesetzes ent- 
stehenden Anleihekosten zu erstatten. Ein 
verbleibender Restbetrag ist im Haushalt des 
Bundesministers für Wirtschaft zu verein- 
nahmen und zur Förderung der gewerblichen 
Wirtschaft zu verwenden. Mit der Vereinnah- 
mung erlischt das Sondervermögen. 


VIERTER ABSCHNITT 

Inkrafttreten 
§ 10 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


FÜNFTER ABSCHNITT 

Begriffsbestimmung 

§9a 

Investitionshilfegesetz im Sinne dieses Ge- 
setzes ist das Gesetz über die Investitionshilfe 
der gewerblichen Wirtschaft vom 7. Januar 

1952 (Bundesgesetzbl. I S. 7) in der Fassung 
des Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über 
die Investitionshilfe der gewerblichen Wirt- 
schaft vom 22. August 1952 (Bundesgesetzbl. I 
S. 585), des Zweiten Gesetzes zur Änderung 
des Gesetzes über die Investitionshilfe der 
gewerblichen Wirtschaft vom 30. Marz 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 107), des Gesetzes zur 
Ergänzung des Ersten Gesetzes zur Förde- 
rung des Kapitalmarkts vom 15. Mai 1953 
(Bundesgesetzbl. I S. 190), des Gesetzes zur 
Änderung steuerlicher Vorschriften und zur 
Sicherung der Haushaltsführung vom 24. Juni 

1953 (Bundesgesetzbl. I S. 413) und des Drit- 

ten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über 
die Investitionshilfe der gewerblichen Wirt- 
schaft vom (Bundes- 
gesetzbl. IS ). 

SECHSTER ABSCHNITT 

Inkrafttreten 
§ 10 

unverändert 
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